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Agrarwende in Europa – Folgen für die Entwicklungsländer 
 

Der Nitrofen-Skandal zeigt, 
dass auch die ökologische 
Landwirtschaft nicht vor Krisen 
gefeit ist. Zum einen ist sie 
Opfer ihres eigenen Erfolgs ge-
worden. Der Ausbau der regu-
lierenden und kontrollierenden 
Institutionen hat nicht mit den 
zweistelligen Wachstumsraten 
der Branche mithalten können. 
Zum anderen blieb das Wachs-
tum der ökologischen Land-
wirtschaft an die Strukturen und 
Organisationen der konventio-
nellen Landwirtschaft gebunden 

und teilt damit deren Skandal- 
und Krisenanfälligkeit.   

Die Förderung der ökologi-
schen Landwirtschaft ist Teil 
der „Agrarwende“, mit der die 
deutsche Bundesregierung auf 
die notorischen Lebensmittel-
krisen der letzten Jahre – Stich-
wort: BSE – antwortete. Der 
Kern dieses nicht in allen De-
tails ausformulierten Projekts 
ist: Die Landwirtschaft soll 
nicht mehr einseitig auf Pro-
duktions- und Produktivitäts-

steigerungen hin ausgerichtet 
sein, sondern verstärkt die Be-
lange des Verbraucher-, Um-
welt- und Tierschutzes berück-
sichtigen. Mit der Agrarwende 
realisierte die Politik, dass die 
immer wieder ausbrechenden 
Lebensmittelkrisen keine iso-
lierten Skandale oder die Folge 
verbrecherischer Machenschaf-
ten sind, sondern ein systemi-
sches Risiko der konventionel-
len chemisch-veterinären Land-
wirtschaft.   

Agrarwende und europäische Agrarpolitik 
 
Gegen die Politik der Agrar-
wende wird eingewandt, dass 
die Landwirtschaft wie keine 
andere Wirtschaftsbranche auf 
europäischer Ebene reguliert 
wird, dass mit Deutschland aber 
nur eins von 15 Ländern eine 
Wende für notwendig hält.  

Die Dynamik und die Krisen 
der europäischen Landwirt-
schaft verdanken sich nicht dem 
Wirken eines freien Marktes, 
sondern einer spezif ischen 
Form der Regulierung auf euro-
päischer Ebene, die Produkti-
ons- und Produktivitätssteige-
rungen be lohnt, gleichzeitig 
aber die potentiellen Korrek-
turmechanismen des Marktes 
außer Kraft setzt.  

Ziel der gemeinsamen europäi-
schen Agrarpolitik ist die Ga-
rantie eines „angemessenen 
Einkommens“ für die Bauern. 
Dieses Ziel wird zum einen mit 
der Beschränkung und Verteue-
rung von Importen, zum andern 
mit der Garantie einkommens-
sichernder Produzentenpreise 
(von der Nachfrage unabhängi-

ge Interventionspreise) ange-
strebt. Diese Politik erzeugt 
systematisch Überschüsse, But-
terberge und Milchseen, die zu 
hohen Kosten vernichtet, gela-
gert oder unter Einsatz von 
Subventionen auf Drittmärkte 
exportiert werden. Sie ist nicht 
nur von hohen Kosten begleitet, 
sondern in dreierlei Hinsicht 
auch für die Lebensmittelkrisen 
mit verantwortlich, denn ers-
tens arbeiten die europäischen 
Agrarbetriebe unter Wettbe-
werbs- und Kostendruck, die zu 
ständigen, unter Umständen ris-
kanten Produkt- und Prozessin-
novationen (einschließlich min-
derwertiger Materialmischun-
gen) zwingen; zweitens haben 
die Konsumenten nur geringe 
Möglichkeiten, das Angebot 
durch Kaufentsche idungen zu 
beeinflussen; und drittens wird 
der Marktzugang von Agrar-
produkten, die unter ökologisch 
günstigeren Umständen außer-
halb der EU erzeugt wurden, 
behindert (Beispiel: argentin i-
sches Rindfleisch). Eine Kom-
bination aus Wettbewerbsbe-
schränkungen (Importquoten) 

und Wettbewerb ermöglicht es 
den europäischen Erzeugern – 
und zwingt sie dazu –, ihre „na-
türlichen“ Standortnachteile 
durch den Einsatz von Technik 
(unter anderem Chemie und 
Medikamenten) auszugle ichen. 

Einer Agrarwende kommt aber 
entgegen, dass die europäische 
Agrarpolitik selber auf Dauer 
nicht tragfähig ist und daher 
halbherzigen, in ihrer Summe 
aber sichtbaren Reformen un-
terzogen wurde. Erstens ist die 
europäische Agrarpolitik nicht 
mit der freihändlerischen 
Grundphilosophie der Europäi-
schen Integration vereinbar. Die 
Agrarmärkte der Industrielän-
der – vor allem der EU – sind 
die letzten großen Reservate 
des Protektionismus, und eine 
Politik , die die Entwicklungs-
länder zur Öffnung ihrer Märk-
te zu zwingen sucht, gleichzei-
tig aber einen riesigen Markt  

 

 

 



gegen Importe abdichtet, ist auf 
lange Sicht nicht mit der Auf-
rechterhaltung eines offenen 
internationalen Handelsregimes 
kompatibel. Zweitens ist die 
Agrarpolitik schlicht zu teuer. 
Sie machte in den achtziger 
Jahren 80 Prozent (heute 50 
Prozent) des EU-Haushalts aus 
und enthielt, solange sie nicht 
reformiert wurde, eine kontinu-
ierliche Steigerungsdynamik.  

Es ist kennzeichnend für die 
europäische Agrarpolitik und 
das sie steuernde Kartell, dass 
Reformanstöße von außen 
kommen mussten. Die erste Re-
formwelle – die „MacSharry-
Reformen“ –  reagierte auf den 
internationalen Druck der Uru-

guay-Runde. Der zweite äußere 
Anstoß zur „Agenda 2000“ kam 
von der bevorstehenden Oste r-
weiterung der Union in Verbin-
dung mit der drohenden Über-
forderung des EU-Haushalts: 
Die Integration mehrerer land-
wirtschaftlich geprägter mittel- 
und osteuropäischer Länder war 
im Rahmen der etablierten Ag-
rarpolitik nicht mehr zu bewäl-
tigen. Die Reformen bestanden 
im Wesentlichen aus einer Sen-
kung der Interventionspreise 
sowie der partiellen Umwand-
lung der Leistungen von pro-
duktionsbezogenen Subventio-
nen in Direktzahlungen an die 
Produzenten.  

Die von der deutschen Bundes-
regierung eingeleitete Agrar-
wende ist der dritte, nun interne 
Reformanstoß. Eine auf die 
Agrarwende zielende Politik 
fügt der Reformdiskussion ne-
ben der weltwirtschaftlichen 
und der finanziellen eine neue 
Dimension hinzu. Ging es in 
der Reformsequenz der neunzi-
ger Jahre darum, die Agrarpoli-
tik im Interesse des Produzen-
tenkartells neuen widrigen Be-
dingungen anzupassen, so wird 
die Landwirtschaft mit der Ag-
rarwende der Intention nach po-
litisch definierten Zielen (und 
nicht den Produzenteninteres-
sen) untergeordnet. 

 

Die zweite Säule der Agrarpolitik: Die Entwicklung des ländlichen Raumes 

 
Die Auseinandersetzung zwi-
schen dem halbherzigen Re-
formismus der EU-Agrarbüro-
kratie und dem Projekt der Ag-
rarwende wird sich an dem für 
2002/2003 vorgesehenen mid-
term review der Agenda 2000 
entzünden. Diese Evaluierung 
könnte erweisen, dass die im 
Rahmen der Agenda erzielten 
Kostensenkungen die europäi-
sche Landwirtschaft noch kei-
neswegs ausreichend auf die 
Osterweiterung vorbereiten. 
Darüber hinaus vertritt das 
deutsche Ministerium für Ver-
braucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft  (BMVEL) an-
lässlich des mid-term review 
offensiv die Stärkung einer 
„zweiten Säule“ der europäi-
schen Agrarpolitik: Der „Ent-
wicklung des ländlichen Rau-
mes“. Dabei geht man bei der 
bereits mit der Agenda eingele i-
teten Umwandlung der produk-
tionsbezogener Subventionen in 
Direktzahlungen an die Bauern 
noch einen Schritt weiter: Die 
Direktzahlungen sind indirekt 
insofern „produktionsbezogen“ 

geblie ben, als sie an die bewirt-
schaftete Fläche gebunden wa-
ren und somit Produktionsan-
reize boten; die „Entwicklung 
des ländlichen Raums“ dagegen 
entkoppelt die Zahlungen auch 
von der Fläche. Aus der Sicht 
der Agrarproduzenten wären 
entsprechende Zahlungen „die 
Kompensation einer Kompe-
nsation der Interventionsprei-
se“; aus der Sicht des BMVEL 
bietet die „Entwicklung des 
ländlichen Raumes“ die doppel-
te Chance, den Trend zur land-
wirtschaftlichen Überproduk-
tion weiter zu entschärfen und 
die frei werdenden Mittel für 
agroökologische, agrotouristi-
scher und andere Projekte zu 
nutzen. 

Für die „Entwicklung des länd-
lichen Raumes“ wird der in 
Europa (wie überall) vorherr-
schende Trend der wirtschaft-
lich-demographischen Konzent-
ration ins Feld geführt, der zur 
Schaffung dicht besiede lter 
Zentren und zur Entvölkerung 
und wirtschaftlichen Marginali-

sierung großer regionaler Räu-
me geführt hat. Dieser politisch 
nicht gewollten Entvölkerung 
und Marginalisierung soll mit 
ländlichen Entwicklungsprojek-
ten entgegengewirkt werden.  

Für Kritiker handelt es sich 
hierbei um eine verschleierte 
Fortsetzung der Agrarsubven-
tionen. So ist in der Tat nicht 
nur fraglich, ob der vom Markt 
ausgehende Konzentrations-
trend wirklich aufgehalten wer-
den kann und sollte, sondern 
auch, ob weiterhin an die 
Landwirtschaft gebundene För-
dermaßnahmen hierfür das an-
gemessene Mittel sind. Der 
Sinn des Projekts  „Entwick-
lung des ländlichen Raumes“ 
sollte jedoch in der spezifischen 
Logik der europäischen Agrar-
reform interpretiert werden. Es 
handelt sich auch hier um einen 
politischen Kompromiss mit 
der Agrarlobby, bei dem sich 
allerdings bereits die Möglich-
keit eines künftigen Übergangs 
von der Agrar- zur Strukturpoli-
tik abzeichnet.  



Europäische Agrarwende, Weltwirtschaft und Entwicklungsländer 
 
Die gemeinsame europäische 
Agrarpolitik ist nicht nur aus 
ordnungspolitischer, sondern 
auch aus entwicklungspolit i-
scher Sicht krit isiert worden. 
Diese Politik schränkt die Ex-
portchancen der Entwicklungs-
länder dort ein, wo sie wettbe-
werbsfähig wären, und setzt mit 
ihren hoch subventionierten 
Agrarexporten die Landwirt-
schaft vieler Länder einem rui-
nösen Wettbewerb aus. Die  
Subventionierung der europäi-
schen Landwirtschaft führt glo-
bal zur Produktion von Über-
schüssen und zu Weltmarkt-
preisen, die unter den theoreti-
schen Gleichgewichtspreisen 
lie gen. In der Folge ist die Ag-
rarproduktion in vielen Ent-
wicklungsländern nicht renta-
bel.  

Die weltwirtschaftlichen Kon-
sequenzen einer Agrarwende 
sind  vergleichbar mit der einer 
landwirtschaftlichen Liberali-
sierung: Eine Liberalisierung 
würde die Agrarpreise für die 
europäischen Verbraucher sen-
ken, da jedoch infolge des Fort-
falls der Subventionen auch ein 
Teil des in Europa erzeugten 
Angebots entfiele, würde die 
Produktion weltweit sinken und 
die Weltmarktpreise würden 
entsprechend steigen. In ähnli-
cher Weise würden höhere 
Standards im Verbraucher-, 
Umwelt- und Tierschutz Pro-
duktionskosten und Konsumen-
tenpreise ansteigen lassen; die 
Ausweitung der ökologischen 
Landwirtschaft würde zu einer 
Senkung der Produktionsmen-
gen (mit demselben Preiseffekt) 
führen.  

Was die Konsequenzen für die 
Entwicklungsländer angeht, 
müssen statische Preiseffekte 
von dynamischen Struktur-

effekten unterschieden werden. 
Im Hinblick auf die terms of 
trade wären die Nettoagrarim-
porteure unter den Entwick-
lungsländern negativ be troffen. 
Unter dem Gesichtspunkt der 
Strukturentwicklung würde die 
Landwirtschaft rentabler und 
international wettbewerbsfä-
higer. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass viele Ent-
wicklungsländer zur EU nicht 
in strikt weltmarktmäßigen, 
sondern in Präferenzbeziehun-
gen stehen (AKP-Staaten, Mit-
telmeerraum, Naher Osten, 
LLDCs). Auf diese Länder 
könnte sich die Agrarwende 
eher negativ auswirken.  

Dabei stellen sich mehrere  
Fragen. Erstens: Werden die 
weltwirtschaftlichen Folgen 
einer europäischen Agrarwende 
quantitativ der einer Liberali-
sierung der Landwirtschaft 
gleichkommen? Dies wäre 
nicht der Fall, wenn man sich 
damit begnügte, den Marktan-
teil der ökologischen Landwirt-
schaft von 2 auf 20 Prozent zu 
steigern. Man müsste zusätzlich 
davon ausgehen, dass Verbrau-
cher-, Umwelt- und Tierschutz-
auflagen auch die konventionel-
le landwirtschaftliche Produkti-
on verteuern werden.  

Zweitens: Wird die Agrarwende 
mit ihren höheren Produkt- und 
Prozessstandards nicht automa-
tisch zu einer neuen Form eines 
salonfähigen  Protektionismus 
führen? Ist es unter den gegebe-
nen interessen- und machtpoli-
tischen Bedingungen nicht un-
vermeidlich, dass die Agrarlob-
by die Agrarwende protektio-
nistisch nutzt? Es ließe sich 
auch argumentieren, dass die 
Ziele des Verbraucher-, Um-
welt- und Tierschutzes verfehlt 
werden, wenn hohe Auflagen in 
Europa durch die Abwanderung 

der Agrarproduktion in andere 
Länder umgangen würden. Die 
Protektion der höheren Stan-
dards könnte nicht nur mit den 
Produzenteninteressen, sondern 
auch mit umwelt- und verbrau-
cherpolitischen Zielen gerecht-
fertigt werden. Eine indirekte 
protektionistische Wirkung 
könnte auch die im Zuge der 
Agrarwende oft geforderte Re-
gionalisierung der Agrarmärkte 
entfalten: Kurze Wege vom 
Produzenten zum Verbraucher 
verringern nicht nur Transport-
kosten und Energieverbrauch, 
die kurzen Verbindungen er-
möglichen es auch, ohne hohen 
technischen Aufwand (Küh-
lung, chemische Bearbeitung 
usw.) hohe Qualität zu gewähr-
leisten. Eine geförderte Regio-
nalisierung der Landwirtschaft 
würde aber den Wettbewerb auf 
Kosten der Importeure (unter 
anderem aus den Entwicklungs-
ländern) beeinträchtigen. 

Die Protektion via Standards 
müsste allerdings das Regel-
werk der WTO passieren. Diese 
Regeln gestatten keine Prozess-
standards, mit der Ausnahme 
„produktbezogener Prozess-
standards“, wie sie im SPS-Ab-
kommen (Sanitäre und phyto-
sanitäre Maßnahmen, die Hy-
giene- und Quarantänebestim-
mungen betreffen) vorgesehen 
sind. Derartige Qualitäts- und 
Schutzstandards müssen wis-
senschaftlich überprüfbar sein 
(so muss die EU hohe Aus-
gleichszahlungen an die USA 
abführen, weil sie den Import 
hormonbehandelter Lebensmit-
tel  nicht zulässt, die Schädlich-
keit der Hormonbehandlung 
aber nicht wissenschaftlich 
nachgewiesen ist).    

Standards auf der Grundlage  
wissenschaftlich nicht nachge-
wiesener Schadenswirkungen 



gelten als technical barriers to 
trade und sind unzulässig, rein 
prozessbezogene Standards sind 
ohnehin ausgeschlossen. Nun 
ist aber die ökologische Land- 
und Viehwirtschaft prozessual 
definiert: Die Qualität der Pro-
dukte soll ja gerade durch die 
Einhaltung bestimmter Prozess-
kriterien garantiert werden.  

Im Rahmen des WTO-Regel-
werks könnten also nur be-
stimmte Minimalstandards ge-
schützt werden. Mögliche 
Auswege aus diesem Dilemma 
wären erstens die internationale 
Harmonisierung der Standards 
– ein angesichts der Schwierig-
keiten der Harmonisierung 
selbst innerhalb der EU wenig 
realistisches Projekt; zweitens 
die Kennzeichnung der Produk-
te, die dem Verbraucher die 

Entscheidung für oder gegen 
höhere Standards überlässt. Die 
Kennzeichnung lässt sich wirk-
sam allerdings nur auf unverar-
beitete Lebensmittel anwenden, 
in verarbeiteten Produkten (et-
wa bei der Verwendung von 
Flüssig-Ei) ist die Herkunft der 
Komponenten oft kaum noch 
nachzuprüfen; und drittens die 
Leistung von Ausgleichzahlun-
gen an die europäischen Produ-
zenten, die höheren Standards 
unterliegen. Derartige Zahlun-
gen würden aber die Wettbe-
werbsfähigkeit der natur- und 
verbraucherfreundlichen Erzeu-
ger außerhalb der EU beein-
trächtigen. In diesem Zusam-
menhang wäre zu berücksichti-
gen, dass ein gewisser Anteil 
der Agrarproduktion der Ent-
wicklungsländer de facto – sei 

es, weil die Umweltbedingun-
gen günstiger sind, sei es, weil 
einfach das Geld für den Ein-
satz chemisch-veterinärer Mit-
tel fehlt – unter ökologisch 
akzeptablen Bedingungen er-
stellt wird. Dies sollte freilich 
keiner ökologischen Idealisie-
rung der Agrarproduktion in 
den Entwicklungsländern Vor-
schub leisten.: Gerade die ex-
portorientierte Produktion wird 
auch in der Dritten Welt meist 
unter industriellen Bedingungen 
erzeugt, wobei die Kontrollen 
in der Regel weniger streng 
sind als in den Industrieländern. 
Ein großer Teil der ökologisch 
unter Umständen unbedenkli-
chen Subsistenzproduktion da-
egen erreicht die internationa-
len Märkte gar nicht. 

 

Fazit: Die Verbraucher müssen entscheiden 

 
Di Agrarwende impliziert die 
Suspendierung bestimmter ag-
rarpolitischer Ziele (Produkti-
ons- und Produktivitätssteige-
rung) und ist mit den Interessen 
der Entwicklungsländer eher 
vereinbar als die europäische 
Agrarpolitik der Vergangenheit. 
Sie wird aber nur dann Wir-
kung zeigen, wenn der auf Li-
beralisierung zielende Reform-
prozess anhält. Die Agrarwende 
– einschließlich  des Projekts 
ländlicher Entwicklung – ent-
hält aber ein erhebliches Poten-
tial für Protektionismus und 
künftige Handelskonflikte.  

Diese Konflikte ließen sich im 
Vorfeld dadurch entschärfen, 
dass die mit der Liberalisierung 
frei werdenden Mittel nicht 

wieder in die europäische 
Landwirtschaft kanalisiert, son-
dern entwicklungspolitisch ein-
gesetzt werden. Die Entwick-
lungsländer müssten befähigt 
werden, den höheren Standards 
des europäischen Lebensmit-
telmarktes nachzukommen – 
was einigen Fällen hieße: Ihre 
„ökologischen“ Produkte müss-
ten durch transparente Zertifi-
zierungsverfahren als solche für 
die europäischen Verbraucher 
gekennzeichnet werden. Dies 
setzt die Einrichtung unabhän-
giger Institutionen der Zertif i-
zierung voraus. Die Anpassung 
der Agrarproduktion der Ent-
wicklungsländer an die Stan-
dards der Agrarwende und die 
Einrichtung einer wirksamen, 
differenzierten  und durch-

schaubaren internationalen Ver-
braucherinformation wären ein 
mögliches Teilprojekt der Ag-
rarwende und ein Ziel der euro-
päischen Entwicklungspolitik. 
Was bislang nur in den Nischen 
des politisch engagierten Dritt-
welthandels möglich war, könn-
te verallgemeinert werden: Den 
Verbrauchern könnte die Chan-
ce gegeben werden, mit ihren 
täglichen Entscheidungen Ein-
fluss nicht nur auf die europäi-
sche, sondern auf die globale 
Agrarproduktion auszuüben. 
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